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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Anton Hofreiter, Winfried Hermann,
 Peter Hettlich, weiterer Abgeordneter und der Fraktion  BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
 – Drucksache 16/1013 –

 Mittelaufteilung zwischen Neu- und Ausbau und Erhaltungsinvestitionen
 bei Bundesfernstraßen

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Der  Bundesverkehrswegeplan  2003  (Bundestagsdrucksache  15/2050)  sieht  vor,
 dass  mit  48,6  Prozent  rund  die  Hälfte  der  Investitionen  zukünftig  in  den  Erhalt
 der Bundesfernstraßen fließen soll.

 Der  Straßenbaubericht  2005  (Bundestagsdrucksache  16/335)  weist  für  das  Be-
 richtsjahr  2004  allerdings  eine  Verteilung  der  Investitionen  in  Bundesfernstra-
 ßen  von  rund  zwei  Drittel  für  Neu-  und  Ausbau  (2,85  Mrd.  Euro)  und  nur  ein
 Drittel für den Erhalt (1,45 Mrd. Euro) von Bundesfernstraßen aus.

 Im  gleichen  Bericht  wird  der  Bauwerkszustand  von  15  Prozent  der  Ingenieur-
 bauwerke als „kritisch“ oder sogar „ungenügend“ bewertet.

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Der  Bundesverkehrswegeplan  2003  (BVWP  2003)  sieht  neben  den  Projekten
 des  Bedarfsplans  Investitionen  in  Höhe  von  37,7  Mrd.  Euro  vor,  die  sich  im
 Wesentlichen  aus  Erhaltungsmaßnahmen,  aber  auch  aus  Aufwendungen  für
 Kfz,  Geräte,  Verkehrsbeeinflussungsanlagen  und  Hochbaumaßnahmen  zusam-
 mensetzen.  Diese  Mittel  entsprechen  einem  Anteil  an  den  Investitionsmitteln
 für die Bundesfernstraßen von rund 49 Prozent.

 Abgeleitet  aus  den  Qualitätsszenarien  des  BVWP  2003  ergibt  sich  ein  zeitlicher
 Erhaltungsprognoseverlauf  mit  einem  Erhaltungsfinanzvolumen  für  den
 BVWP-Zeitraum  2001  bis  2015  von  rund  34,4  Mrd.  Euro.  Bei  der  Umsetzung
 in  konkrete  Ausgabenstrukturen  des  Haushalts  geht  man  von  der  Tatsache  aus,
 dass  nicht  nur  in  den  reinen  Erhaltungstiteln  Erhaltungsmaßnahmen  abge-
 wickelt  werden,  sondern  auch  erhebliche  Erhaltungsanteile  sowohl  bei  der
 Bundesautobahn-Erweiterung  als  auch  beim  Um-  und  Ausbau  der  Bundes-
 fernstraßen  anfallen.  Insofern  entsprechen  die  im  Straßenbaubericht  2005  aus-
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gewiesenen  Investitionen  in  die  Bundesfernstraßen  dem  im  BVWP  2003  vorge-
 sehenen Rahmen.

 1.  Wie  hoch  waren  jährlich  die  Planansätze  für  Investitionen  in  Neu-  und  Aus-
 bau  von  Bundesfernstraßen  einerseits  und  Erhaltungsinvestitionen  anderer-
 seits  in  den  Jahren  1996  bis  2005  absolut  und  prozentual  aufgeschlüsselt
 nach Bundesländern?

 2.  Wie  hoch  waren  jährlich  die  IST-Ausgaben  für  Investitionen  in  Neu-  und
 Ausbau  von  Bundesfernstraßen  einerseits  und  Erhaltungsinvestitionen  ande-
 rerseits  in  den  Jahren  1996  bis  2005  absolut  und  prozentual  aufgeschlüsselt
 nach Bundesländern?

 Die  Fragen  1  und  2  werden  durch  die  als  Anlage  1  und  2  beigefügten  Tabellen
 beantwortet.

 3.  Wie  erklärt  die  Bundesregierung  die  Abweichungen  zwischen  Planansätzen
 und IST-Ausgaben?

 Abweichungen  zwischen  Planansätzen  und  Ist-Ausgaben  bei  den  Investitionen
 in  Neu-  und  Ausbau  von  Bundesfernstraßen  resultieren  u.  a.  aus  folgenden  Fak-
 toren:

 ●  länderübergreifende Mittelausgleiche am Ende des Haushaltsjahres

 ●  zusätzliche Haushaltsmittel, z. B. 2 Mrd. Euro-Programm

 ●  Kürzung von Haushaltsmitteln durch globale Minderausgaben

 ●  witterungs-  oder  baugrundbedingte  Verzögerungen  bei  der  Baudurchführung

 ●  bau- oder vergaberechtliche Verzögerungen bei der Bauvorbereitung.

 4.  In  wie  vielen  Fällen  wurden  Anträge  der  Länder  auf  Umwidmungen  von
 Erhaltungsgeldern  für  Neu-  und  Ausbauprojekte  im  Zeitraum  1996  bis  2005
 jährlich  aufgeschlüsselt  nach  Bundesländern  durch  das  Bundesministerium
 für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung genehmigt?

 Was waren die Gründe für die Genehmigung?

 Im  Zeitraum  1996  bis  2005  wurden  den  Bundesländern  in  63  Fällen  Genehmi-
 gungen  erteilt,  Erhaltungsmittel  u.  a.  zu  Gunsten  der  Finanzierung  von  Neu-  und
 Ausbauprojekten  einzusetzen.  Die  Genehmigungen  verteilen  sich  auf  die  einzel-
 nen Jahre und Länder wie folgt:

 Land  1996  1997  1998  1999  2000  2001  2002  2003  2004  2005  1996-2005

 BW  –  –  –  x  x  –  x  x  –  –  4

 BY  x  x  x  x  x  –  x  x  x  x  9

 BE  –  x  –  –  –  –  –  x  x  3

 BB  –  –  x  –  x  x  x  x  x  x  7

 HB  x  x  –  –  x  –  –  x  x  x  6

 HH  x  x  x  –  –  –  –  x  –  –  4

 HE  –  –  –  –  –  –  –  –  –  x  1
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Genehmigungsgründe waren u. a.:

 –  Sicherstellung wirtschaftlicher Bauabläufe bei Neu- und Ausbaumaßnahmen

 –  Vermeidung  eines  Baustopps  von  Bedarfsplanmaßnahmen  (Rheinland-Pfalz
 2003)

 –  Beschleunigung von Fertigstellungen

 –  Beseitigung  von  Hochwasser-  und  Orkanschäden  „Lothar“  (Baden-Württem-
 berg 2000)

 –  (IP)-Anrechnung  von  anteiligen  Erhaltungsmitteln  aufgrund  baulicher  Zu-
 sammenhänge in besonderen Einzelfällen (Sachsen 2000)

 –  Einsatz  für  Maßnahmen  mit  hohen  Erhaltungsanteilen  –  grundhafte  Erneue-
 rung – (Brandenburg)

 –  Sicherstellung vereinbarter Baubeginne

 –  gleichzeitige  Aufforderung  an  Länder,  mit  verbleibenden  Erhaltungsmitteln
 systematische  netzweite  Erhaltung  von  Bauwerken  und  Fahrbahnbefestigun-
 gen sicherzustellen (kein Nachholbedarf).

 5.  Welche  Auswirkungen  wird  der  steigende  Sanierungsaufwand  der  Bundes-
 fernstraßen  in  den  kommenden  Jahren  auf  die  Verteilung  der  Mittel  zwischen
 Neu-  und  Ausbau  einerseits  und  Erhaltungsinvestitionen  andererseits  haben?

 Die  erhaltungspolitischen  Ziele  des  BVWP  bis  2015  wirken  deutlich  in  Rich-
 tung  einer  Verstärkung  der  Erhaltungsmittel  des  Fernstraßennetzes  und  damit  zu
 einer  signifikanten  Schwerpunktverlagerung  der  Investitionspolitik  im  Straßen-
 bau.

 Der  aus  den  Qualitätsszenarien  des  BVWP  2003  entwickelte  zeitliche
 Erhaltungsprognoseverlauf  sieht  ab  dem  Jahr  2006  einen  Anstieg  der  Erhal-
 tungsmittelvorgaben  auf  rund  2,5  Mrd.  Euro  vor.  Vorbehaltlich  der  jährlich  zur
 Verfügung  stehenden  Haushaltsmittel  wird  diese  Erhaltungsprognose  der  Mit-
 telverteilung  zwischen  Neu-  und  Ausbau  einerseits  und  Erhaltungsinvestitionen
 andererseits überwiegend zu Grunde gelegt.

 Land  1996  1997  1998  1999  2000  2001  2002  2003  2004  2005  1996 – 2005

 MV  –  –  –  –  –  –  –  –  –  x  1

 NI  –  x  x  x  –  –  x  x  –  –  5

 NW  –  –  –  –  x  –  –  –  –  x  2

 RP  –  –  –  –  –  –  x  x  –  –  2

 SL  –  –  –  –  –  –  –  –  –  –  0

 SN  –  –  –  –  x  x  –  x  x  x  5

 ST  –  x  x  x  x  x  x  x  x  x  9

 SH  –  –  –  –  –  –  –  –  –  –  0

 TH  –  –  x  –  –  –  x  x  x  x  5

 Summe  3  6  6  4  7  3  7  11  6  10  63
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6.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  Berechnungen  des  Deutschen  Instituts
 für  Wirtschaftsforschung  (DIW),  wonach  der  Ersatzbedarf  für  Bundesauto-
 bahnen  heute  bei  zwei  Drittel,  im  Jahr  2015  bei  drei  Viertel  und  im  Jahr  2020
 sogar  bei  90  Prozent  der  zur  Verfügung  stehenden  Investitionssumme  liegen
 wird?

 Die  zitierten  Berechnungen  des  DIW  zum  „qualifizierten  Ersatzbedarf  bis
 2020“  sind  mit  der  Umsetzung  eigener  erhaltungspolitischer  Ziele  in  die  2003
 aktualisierte Finanzbedarfsprognose des BVWP als überholt zu werten.

 Das  DIW  war  an  der  Ermittlung  der  aktuellen  Finanzbedarfsprognose  des
 BVWP  2003  (2.  Rechenlauf)  nicht  mehr  beteiligt,  da  seine  Vermögensrechnung
 auf  die  neuen  Angebots-  und  Substanzqualitätsziele  und  -szenarien  der  Erhal-
 tungspolitik  nicht  oder  nicht  flexibel  genug  reagieren  konnte.  Entscheidend  war
 der  fehlende  Zugang  zur  Einbeziehung  von  Straßenoberflächenzustand  be-
 schreibenden und Substanz beurteilenden Daten.

 7.  Welche  Konsequenzen  für  den  Erhaltungsbedarf  an  Bundesfernstraßen  in
 den  kommenden  Jahren  zieht  die  Bundesregierung  aus  den  Berechnungen
 des DIW?

 Mit  Einschränkung  auf  die  zwischen  2004  und  2012  ähnlichen  Ergebnisse  des
 DIW  mit  den  globalen  Ergebnissen  der  aktuellen  Finanzbedarfsprognose  gilt
 Folgendes:  Die  mittelfristige  Finanzplanung  hat  die  Ergebnisse  der  Finanzbe-
 darfsberechnung  zur  Umsetzung  der  erhaltungspolitischen  Ziele  des  BVWP  als
 Eingangswerte übernommen und hält an diesen Zielen fest.
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Jahresverlauf werden die Mittel – soweit nicht in Anspruch

Anlage 1
* Mittel zur Zentralbewirtschaftung durch BMV/BMVBW/BMVBS, die aus haushaltsrelevanten Gründen jeweils zu Jahresbeginn erfolgt; im

genommen – den Ländern zugewiesen.
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Jahresverlauf werden die Mittel – soweit nicht in Anspruch

Anlage 1
* Mittel zur Zentralbewirtschaftung durch BMV/BMVBW/BMVBS, die aus haushaltsrelevanten Gründen jeweils zu Jahresbeginn erfolgt; im

genommen – den Ländern zugewiesen.
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Anlage 2

Jahresverlauf werden die Mittel – soweit nicht in Anspruch
* Mittel zur Zentralbewirtschaftung durch BMV/BMVBW/BMVBS, die aus haushaltsrelevanten Gründen jeweils zu Jahresbeginn erfolgt; im

genommen – den Ländern zugewiesen.
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